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richtungen oder staatliche Organe zu einer Handlung, 
Duldung oder Unterlassung als ausdrückliche oder stillschwei­
gende Voraussetzung für die Freigabe der Geisel zu nötigen, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Wer
1. bei der Geiselnahme die Anwendung von Waffen oder 

gemeingefährlichen Mitteln androht oder das Leben 
einer Vielzahl von Menschen gefährdet;

2. mehrere Personen als Geisel nimmt;
3. durch die Tat eine schwere Körperverletzung vorsätzlich 

oder fahrlässig verursacht,
wird mit Freiheitsstrafe von zwei bis zu zehn Jahren 
bestraft.

(3) Wer durch die Tat den Tod eines Menschen fahrlässig 
verursacht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren 
bestraft.

(4) Die Vorbereitung und der Versuch sind strafbar.

(5) Läßt der Täter die Geisel unter Aufgabe seiner rechts­
widrigen Ziele frei, kann auf eine geringere als die angedrohte 
Mindeststrafe erkannt oder von Strafe abgesehen werden.

§131
Freiheitsberaubung

(1) Wer einen Menschen einsperrt oder auf andere Weise 
rechtswidrig der persönlichen Freiheit beraubt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf 
Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel bestraft 
oder von einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur 
Verantwortung gezogen.

(2) Wer durch die Freiheitsberaubung eine schwere Körper­
verletzung fahrlässig verursacht oder sie auf andere, die 
Menschenwürde besonders verletzende Art und Weise begeht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren, und wer durch 
sie den Tod des Opfers fahrlässig verursacht, mit Freiheits­
strafe von zwei bis zu zehn Jahren bestraft.

(3) Der Versuch ist strafbar.

§132
Menschenhandel

(1) Wer einen Menschen mit Gewalt, Drohung oder durch
Täuschung entführt oder rechtswidrig zum Aufenthalt in 
bestimmten Gebieten zwingt oder ihn ins Ausland verbringt, 
wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu acht Jahren 
bestraft. ,

(2) Ebenso wird bestraft, wer die Handlung begeht, um 
einen Menschen zur Prostitution zu bringen, oder wer ein 
Kind oder einen Jugendlichen mit dessen Einwilligung ins 
Ausland zum Zwecke der Prostitution verbringt.

(3) Vorbereitung und Versuch sind strafbar.

§ 133
Straftaten gegen die Glaubens- und Gewissensfreiheit 

und die Freiheit der Religionsausübung 1

(1) Wer einen Menschen mit Gewalt, durch Drohung mit 
einem schweren Nachteil oder durch Mißbrauch einer Notlage 
oder eines Abhängigkeitsverhältnisses von der Teilnahme an 
einer religiösen Handlung in dem dazu bestimmten Bereich 
abhält, behindert oder zur Teilnahme an einer derartigen 
Handlung zwingt, wird mit Freiheitsstrafe bis zü zwei Jahren 
oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit 
öffentlichem Tadel bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer religiöse Handlungen in dem 
dazu bestimmten Bereich böswillig stört oder verun­
glimpfende Handlungen in gottesdienstlichen Räumen verübt.

§134

Hausfriedensbruch

(1) Wer unberechtigt in eine Wohnung, einen Raum oder 
ein umschlossenes Grundstück eines Bürgers eindringt oder 
unbefugt darin verweilt, wird wegen einer Verfehlung von 
einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur Verant­
wortung gezogen.

(2) Wer die Tat nach Absatz 1 oder den Hausfriedensbruch 
in öffentlichen Gebäuden, Grundstücken oder Verkehrsmit­
teln unter Anwendung von Gewalt, Drohung mit Gewalt oder 
mehrfach begeht, wird mit Verurteilung auf Bewährung, mit 
Geldstrafe, Haftstrafe oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren bestraft.

(3) Wer sich an einer Zusammenrottung von Personen 
beteiligt, die in öffentliche Gebäude gewaltsam eindringen 
oder unbefugt darin verweilen, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren, Haftstrafe oder mit Geldstrafe bestraft.

A n m e r k u n g :

Der Hausfriedensbruch in öffentlichen Gebäuden, Grund­
stücken oder Verkehrsmitteln kann in leichten Fällen als 
Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.

§ 135

Verletzung des Briefgeheimnisses

(1) Wer sich vom Inhalt eines verschlossenen Schriftstückes 
oder einer anderen verschlossenen Sendung unberechtigt 
Kenntnis verschafft, wird von einem gesellschaftlichen Organ 
der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen oder mit öffent­
lichem Tadel, Geldstrafe oder mit Verurteilung auf Bewäh­
rung bestraft.

(2) Die Verfolgung tritt auf Antrag des Geschädigten ein.

§136

Verletzung des Berufsgeheimnisses

(1) Wer vorsätzlich als Rechtsanwalt, Notar, Arzt, Zahn­
arzt, Psychologe, Hebamme, Apotheker oder als deren Mit­
arbeiter Tatsachen, die ihm in seiner beruflichen Tätigkeit 
anvertraut oder bekannt geworden sind und an deren 
Geheimhaltung ein persönliches Interesse besteht, offenbart, 
ohne dazu gesetzlich verpflichtet oder von seiner Verpflich­
tung zur Verschwiegenheit befreit zu sein, wird mit Verurtei­
lung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel 
bestraft.

(2) Die Verfolgung tritt auf Antrag des Geschädigten ein.

§ 136 a

Verletzung der Rechte an persönlichen Daten

(1) Wer persönliche Daten entgegen den Festlegungen in 
Rechtsvorschriften oder ohne Einwilligung des betroffenen 
Bürgers erfaßt oder weitergibt oder wer sich oder anderen 
Zugang zu diesen verschafft, wird mit öffentlichem Tadel, 
Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheits­
strafe bis zu einem Jahr bestraft.

(2) Daten im Sinne dieser Bestimmung und der §§ 161 b, 
162, 166, 167, 180 a, 181, 241 а und 246 а sind elektronisch,


